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Inhalt der Vorlesung:

Grundsätzlich gilt bei jeder Fallbehandlung:

1. Sachverhalt klar machen (Skizze !?)

2. Nur die Fallfrage lösen

Fall 1 - Die 100 Prozessoren

1. Sachverhalt:


OHG
Kaufvertrag (§ 433 BGB)
P-GmbH

A

G


B
Schreiben




Lieferung


Frage:

· Wer muß die Zahlung in Höhe von 50.000,- DM leisten ?

· Wer muß die Zahlung in Höhe von 300,- DM leisten ?

In Betracht kommen:

· OHG

· A

(wird hier nicht geprüft, da klar ist, daß die OHG in Betracht kommt)

· B

(wird hier nicht geprüft, da klar ist, daß die OHG in Betracht kommt)

50.000,-  und 300,- DM sind getrennt zu prüfen und zu behandeln, nicht als Gesamtsumme.

2a. Prüfung: „ Wer muss die 50.000 zahlen?“

Muß die OHG 50.000 an die GmbH zahlen ?

I. Anspruch aus Kaufvertrag nach § 433, II BGB – JA

1. 2 übereinstimmende Willenserklärungen von A und G

2. A ist Vertreter nach § 125; I HGB (Vertretung der Gesellschaft) und § 164, I BGB (Wirkung der Erklärung des Vertreters) ( A hat Vertretungsmacht für OHG

3. G ist Vertreter nach § 35 GmbHG und § 164, I BGB (Wirkung der Erklärung des Vertreters) ( G hat Vertretungsmacht für GmbH

( Der Kaufvertrag ist zustande gekommen

II. Besteht ein Anspruch durch § 142, I BGB (Wirkung der Anfechtung) ? (durch Schreiben von B)

1. Nach § 119 BGB (Anfechtung wegen Irrtum) – NEIN

2. Nach § 123 BGB (Anfechtbarkeit wegen Täuschung oder Drohung) – NEIN

3. Nach § 120 BGB (Anfechtbarkeit wegen falscher Übermittlung) – NEIN

Liegt aufgrund des Schreibens von B ein Rücktritt vor ?

1. Ein Rücktritt nach § 346 BGB (Wirkung des Rücktritts) ist ausgeschlossen

2. Ein Fixhandelskauf nach § 376 HGB liegt hier nicht vor – ergo kein Rücktritt

( kein Rücktritt / keine Anfechtung durch das Schreiben von B – Der Vertrag ist wirksam

(DIE OHG MUSS 50.000 ZAHLEN

2b. Prüfung: “Müssen die 300,- gezahlt werden und wenn ja von wem ?“


Voraussetzung hierfür ist zunächst ein Verzug i.S.d. § 284 BGB

1. Nach § 284 BGB (Verzug des Schuldners) liegt der Verzug der OHG vor. Eine Mahnung ist entbehrlich (siehe 4. = weitere Voraussetzung)

2. Nach § 286, I BGB (Verzugschaden) ist die OHG verpflichtet den aus der Annahmeverweigerung entstandenen Schaden (hier: Lager- und Transportosten) zu übernehmen

3. Nach § 242 BGB (Leistung nach Treu und Glauben) ist keine Mahnung zur Wirksamkeit erforderlich

4. Die OHG fällt nicht unter § 285 BGB (Kein Verzug ohne Verschulden) – Haftung durch § 276, I BGB (Haftung für eigenes Verschulden) – hier liegt Vorsatz vor, da die Annahme der Ware verweigert wurde und die OHG somit schuldhaft in Verzug gekommen ist

( DIE OHG MUSS 300,- AN DIE GMBH ZAHLEN – Vgl. § 128 HGB (Persönliche Haftung der Gesellschafter)

Der Gutachtenstil

A. Obersatz

wer



= Anspruchsteller

von wem

= Anspruchsgegner

was


= Anspruch (Zahlung, Übereignung, etc.)

woraus


= Anspruchsgrundlage (§)

(warum)

= Bezug zum Sachverhalt

„A könnte gegen B ...“

B. 1. Voraussetzung nennen

„ Dann müsste ...“

C. ggf. Definition

„Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt.“

D. Subsumtion

Anwendung des Sachverhalts auf das Gesetz

„B hat ...“

E. Zwischenergebnis

„Also hat B die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht gelassen, so daß er fahrlässig 

handelte.“

F. 2. Voraussetzung nennen

X. Gesamtergebnis

„ Folglich hat A einen Anspruch / keinen Anspruch gegen B auf ... aus § ....“

Fall 2 – Der schnelle Scheibenwischer

1. Sachverhalt:


GmbH
§631 BGB (Werkvertrag)
KG


G (Geschäftsführer)

P (Prokurist)


L (Lehrling)

A (Komplementär)

2. Prüfung:

Hat die GmbH einen Anspruch über DM 500,- aus § 631 (1) BGB gegen die KG ?

I. Besteht ein Vertrag (Werkvertrag) ?


Voraussetzungen:

1. 2 Willenserklärungen liegen vor – Telefonat zwischen G und P (   (+)

2. G ist nach § 35, I GmbHG Vertreter der GmbH, so daß nach § 164 BGB (Wirkung der Erklärung des Vertreters) seine WE die GmbH verpflichtet (   (+)

3. P ist nach § 49 HGB (Umfang der Prokura) Vertreter der KG, so daß nach § 164 BGB seine WE die KG verpflichtet, unter weiterer Wirkung des § 50 BGB (Beschränkung des Umfangs), der zeigt, daß die Anweisung von A an P nicht gültig ist (   (+)

Zwischenergebnis: Der Werkvertrag ist zustande gekommen und besteht.

II. Ist die Zahlung (Leistung) fällig?

· Fälligkeit bei Abnahme des Werkes nach § 641 BGB (Fälligkeit der Vergütung) – hier durch die Abholung des Fahrzeuges gegeben

Zwischenergebnis: Zahlung (Leistung) ist fällig

III. Liegt bereits eine Erfüllung vor, ist durch Aufrechnung bereits erfüllt worden ?

1. Aufrechnungserklärung:

· § 389 BGB Wirkung der Aufrechnung unter Voraussetzung des § 387 BGB (Voraussetzungen) 

1. § 388 BGB (Erklärung der Aufrechnung) - liegt hier durch Komplementär A vor

2. Nach § 125, 1 BGB (Nichtigkeit wegen Formmangels) i. V. m. § 161 HGB (Begriff der KG; Anwendbarkeit der OHG-Vorschriften) ist A Vertreter der Gesellschaft, somit handelt er für die KG und dessen WE ist verbindlich

Zwischenergebnis : wirksame Aufrechnungserklärung liegt vor

3. Gegenforderung:

1. Pflichtverletzung – liegt vor

2.  Verschulden: L nach § 276 BGB ((Haftung für eigenes Verschulden) grob fahrlässig; weiterhin § 278 BGB (Verschulden des Erfüllungsgehilfen)  !!! Strengere Auslegung als § 831 BGB (Haftung für den Verrichtungsgehilfen) !!!

3. In Telefonat keine Bestimmung der AGB

4. Kaufmännisches Bestätigungsschreiben (hier z.B. Auftragsbestätigung); das kB ist im Gesetz nicht geregelt; § 346 HGB (Handelsbräuche) dient als Ableitung.

Voraussetzungen: 

1. Kaufleute

2. Verhandlungen müssen stattgefunden haben

3. enger zeitlicher Zusammenhang

4. inhaltliche Abweichungen im Bestätigungsschreiben müssen genehmigungsfähig sein

5. dazu bestimmt, Inhalt zu dokumentieren

6. Zugang

7. Schweigen des Empfängers

Wenn alle Voraussetzungen erfüllt sind, werden die Veränderungen des Bestätigungsschreibens zum Vertragsinhalt. In unserem Fall sind alle Voraussetzungen erfüllt.

Zwischenergebnis: Die AGB müssen akzeptiert werden, da sie zum Vertragsinhalt geworden sind.

IV. Wie ist die Wirkung der AGB bzw. die Geltung?

Nach § 2 AGBG (Einbeziehung in den Vertrag) sind diese durch Hinzunahme des § 24 AGBG (Persönlicher Anwendungsbereich) nicht gültig; Sie erlangen aber Gültigkeit (inhaltlich) durch die Wirkung des § 9 AGBG (Generalklausel) unter Hinzunahme des § 11 Punkt 7 AGBG (Klauselverbote ohne Wertungsmöglichkeit – Haftung bei grobem Verschulden), jedoch nur als Maßstab, da §11 durch § 24 nicht anwendbar ist.

Zwischenergebnis: Es gilt inhaltlich § 11 Nr. 7 AGBG

Das OLG Köln urteilte dazu: „Haftung kann nicht ausgeschlossen werden“.

Andere Gerichte urteilten jedoch anders: Die Haftung von Erfüllungsgehilfen kann ausgeschlossen werden, die von leitenden Angestellten jedoch nicht.

Endergebnis: Verschiedene

Variante Fall 2

Ansatzpunkt:

Muß die GmbH für L haften, oder ist dies durch die AGB ausgeschlossen ?

Hier handelt es sich um teilweise widersprüchliche AGB´s, so daß die Kongruenzregel zur Anwendung kommt.

Diese besagt, daß die gleichlautenden Paragraphen der beiden AGB´s Gültigkeit haben, während bei den widersprüchlichen AGB´s das Gesetz gilt.

Für diesen Fall gilt, daß die $ 4 der jeweiligen AGB keine Gültigkeit besitzen und statt dessen das Gesetz zur Anwendung kommt.

Nach den § 276 und 278 BGB muß die GmbH für das Verschulden des Erfüllungsgehilfen L eintreten.

Die Aufrechnung ist gegeben, Schadensersatz muß geleistet werden, da laut Gesetz kein Haftungsausschluß möglich ist.

Fall 3 – Der schlechte Schreibtisch

1. Sachverhalt:


K
433 BGB
KG



A



P




H

2. Prüfung:

a. Rückgabe des Schreibtisches

b. Zahlung es kompletten Kaufpreises

c. Zahlung der Zinsen

2a. Rückgabe des Schreibtisches

Besteht eine Anspruchsgrundlage nach § 985 BGB (Herausgabeanspruch) ?


Voraussetzungen :



1. KG muß Eigentümer sein

· Die KG hat das Eigentum am 01.09. verloren

· Fraglich ist, ob nach § 164 BGB die Erklärung von A gegen K gilt ?

· $ 56 HGB
Voraussetzung: ´im Laden´ ( +
 
 ´gewöhnlich´ ( +

( § 56 HGB ist erfüllt, A durfte die KG vertreten (hat Vertretungsmacht)
die Anweisung der KG an A hat nach außen keine Wirkung

· Nach § 929 BGB ist Einigung zwischen K und der KG zustande gekommen

· Übergabe nach § 929 BGB ist am 01.09. durch die Lieferung erfolgt


( Die KG hat das Eigentum an K durch Einigung und Übergabe verloren

2b. Zahlung des kompletten Kaufpreises

1. Kaufvertrag ist nach § 433 BGB zwischen A und K zustande gekommen
Nach den § 164 BGB und § 56 HGB hatte A Vertretungsmacht
Die Pflichten des Käufers und Verkäufers sind somit zu leisten. Die Lieferung ist erfolgt, so daß der Verkäufer geleistet hat. Die Zahlung erfolgt zunächst jedoch nicht

2. Ist der Anspruch auf Erfüllung (Zahlung erloschen) ?
1.000,- DM des Kaufpreises sind immer noch offen. Es stellt sich die Frage, ob die Einbehaltung der 1.000,- DM gerechtfertigt waren

3. Wurde die Minderung nach § 462 zu Recht vorgenommen ?
   - Besteht ein Mangel nach § 459 BGB (   (+)
   - Wurden die Voraussetzungen des § 377 HGB erfüllt ?
         Voraussetzungen:
             - Handelsgeschäft nach § 343 HGB (   (+)
             - Rüge erfolgt ?


      (   (+)
             - unverzüglich ?


       (   (-)
         Die Voraussetzung der unverzüglichen Rüge ist nicht erfüllt, so daß keine
         Minderung vorgenommen werden kein, § 459 BGB gilt nicht
( Der Anspruch auf den vollen Kaufpreis besteht noch

3a. Zahlung der Zinsen

Nach § 353 HGB und § 352 HGB können 5% Zinsen geltend gemacht werden, da der Kaufpreis zu spät bzw. nicht vollständig gezahlt wurde.

Fälligkeit der Zahlung:

· 01.09. 5% aus 1.000,- DM (einbehaltener Teil des Kaufpreises)

· 01.09. – 15.10. 5% aus 1.000,- DM (zu spät gezahlter Teil des Kaufpreises)

1. Lösungssatz für die Klausur könnte lauten:

Die KG könnte gegen K einen Anspruch auf Herausgabe des Schreibtisches nach § 985 BGB haben.

Voraussetzung hierfür ist, daß die KG Eigentümer und K Besitzer ist.

Variante Fall 3:

Sachverhalt:


H
Eigentumsvorbehalt
KG

Prüfung:

Anspruchsgrundlage: Herausgabeanspruch nach § 985 BGB

I. Voraussetzung:



H muß Eigentümer sein


1. ursprünglich ja   (+)


2. Hat H durch die Lieferung an KG das Eigentum verloren ?



§ 929 BGB Übergabe   (+)




       Einigung    § 158 BGB



Zwischenergebnis zu 2:   (-)


3. Ist K Eigentümer geworden, dadurch das die KG an ihn geliefert hat ? bzw.


    hat H dadurch das Eigentum verloren ?



§ 929 BGB Übergabe KG an K




       Einigung


(-)



Nach § 929 BGB muß der „Eigentümer die Sache dem Erwerber“



übergeben. Die KG war aber kein Eigentümer, deswegen   (-)



Weitere Möglichkeit:



K könnte gutgläubig gewesen sein, aber laut Fall weiß er das die KG



kein Eigentümer ist. Also § 932 BGB   (-)



Aber nach § 366 HGB reicht der Glaube an die Berechtigung des



Verkaufs aus   (+)
Ergebnis: Es besteht kein Herausgabeanspruch aus § 985 BGB

Fall 4 – Das Abflußrohrgeschäft

Sachverhalt:


A
§ 607 BGB
D



10.000 DM


B

Prüfung: Kann D von A 10.000 DM verlangen ?

Anspruchsgrundlage: § 607 BGB

Besteht ein vertraglicher Anspruch ?


Voraussetzung: gültiger Vertrag muß zustande gekommen sein   (+)




  Fälligkeit   (+)

Zwischenergebnis: Ein Anspruch aus § 607 BGB ist gegeben

Prüfung: Kann D von B 10.000 DM verlangen ?

Anspruchsgrundlage: § 25, I S.1 HGB


Voraussetzungen:



1. unter lebenden erworbenes Handelsgeschäft   (+)


2. Firmenfortführung   (+)



3. im Betriebe begründetet Verbindlichkeiten   (+)



4. des früheren Inhabers   (+)

Zwischenergebnis: Ein Anspruch aus § 25,I S.1 HGB ist gegeben

Ergebnis: Es gibt zwei Schuldner, da A nicht aus der Schuld entlassen wird. D kann von A und B die Schulden verlangen, da sie nach § 421 BGB Gesamtschuldner sind

Variante Fall 4:

Sachverhalt:



A

K


B



15.12. K kauft bei A

01.01. Wechsel des Unternehmens A ( B

01.02. Eintragung ins Handelsregister

01.03. Zahlung des K an B

Prüfung:

Anspruchsgrundlage: Zahlungsanspruch auf den vereinbarten Kaufpreis nach § 433, II BGB


Voraussetzungen:



1. Kaufvertrag zustande gekommen ? Es sind zwei übereinstimmende


   Willenserklärungen durch den Kauf des K bei A vorhanden, deswegen   (+)


2. Fälligkeit   (+)

3. Erfüllung
    Es könnte Erfüllung aufgrund der Zahlung an B über § 25; I S.2 HGB
    vorliegen

Voraussetzung für § 25, I S.2 HGB:


1. Firmenfortführung   (+)


2. Eingwilligung   (+)


3. Im Betriebe begründete Forderungen   (+)



( B gilt gegenüber K als neuer Gläubiger



( Erfüllung (+), da K an den richtigen Gläubiger



    bezahlt hat

Zwischenergebnis: A hat gegen K keine Ansprüche

Prüfung: Hat A Ansprüche gegen B ?

Anspruchsgrundlage: § 816, II BGB ungerechtfertigte Bereicherung


Voraussetzungen:


1. Leistung an Nichtberechtigten   (+)



(Der Kaufvertrag wurde zwischen A und K und nicht zwischen B und K



 geschlossen. B ist also nicht berechtigt, A hingegen ist berechtigt;



 § 25, I S.2 HGB „gelten als auf den Erwerber übergegangen“ - 



 d.h. A muß sich behandeln lassen als wäre B berechtigt)



2. Leistung muß dem Berechtigten (hier: A) gegenüber wirksam sein   (+)

Zwischenergebnis: B ist zur Herausgabe des Erlangten verpflichtet

Wichtig bei jeder Diplom-Arbeit:

Eigentumsvorbehalt (§ 929 BGB Einigung; § 158, I BGB)

Begriff:

Besondere Abrede beim Kaufvertrag über bewegliche Sachen, durch die sich der Verkäufer das Eigentum an der verkauften Sache bis zur vollständigen Bezahlung des Kaufpreises vorbehält. Eigentumsvorbehalt bedeutet, daß das Eigentum unter der aufschiebenden Bedingung der vollständigen Zahlung des Kaufpreises übertragen wird und daß der Verkäufer zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt sein soll, wenn der Käufer mit der Zahlung in Verzug kommt (§ 455 BGB). Sondervorschriften beim Abzahlungsgeschäft (vgl. dort II 5) und nach dem Verbraucherkreditgesetz (vgl. dort 4).

Entstehung:

Der Eigentumsvorbehalt setzt nicht notwendig einen Vertrag voraus; es genügt auch die bei der Übergabe der Ware abgegebene (sogar die vertragswidrige) einseitige Erklärung des Verkäufers, daß er sich das Eigentum vorbehalte; der Eigentumsvorbehalt kann daher auch noch wirksam durch einen Vermerk auf der Faktura (Rechnung) erklärt werden, wenn diese gleichzeitig mit der Ware oder vor der Ware beim Käufer eingeht. Ein Besitzkonstitut ist zur Gültigkeit des Eigentumsvorbehalt nicht erforderlich.

Folgen:

1. Veräußert der Käufer die gekaufte Sache an einen gutgläubigen Dritten, so geht i.d.R. das Eigentum des Verkäufers unter (gutgläubiger Erwerb), ebenso wenn der Käufer die gekaufte Sache verarbeitet (Verarbeitung). Um sich in diesen Fällen zu sichern, ist die Vereinbarung des verlängerten Eigentumsvorbehalts üblich und zweckmäßig; vgl. auch erweiterter Eigentumsvorbehalt, weitergeleiteter Eigentumsvorbehalt.

2. Ist dem Käufer die Weiterveräußerung nicht gestattet, so kann er sich bei Zuwiderhandlung einer Unterschlagung (§246 StGB) schuldig machen.

3. Solange der Verkäufer Eigentümer ist, kann er einer Zwangsvollstreckung in die Sache durch Gläubiger des Käufers mit der Drittwiderspruchsklage entgegentreten.

Anwartschaftsrecht:

1. Durch den Kauf unter Eigentumsvorbehalt erlangt der Käufer aufschiebend bedingtes Eigentum, das mit Bedingungseintritt voll auf ihn übergeht, ohne daß es weiterer Erklärungen des Verkäufers bedarf und ohne daß dieser noch den Willen zu haben braucht, das Eigentum auf den Käufer zu übertragen. Diese Anwartschaft auf den Erwerb des Volleigentums ist ein Recht des Käufers, über das er verfügen kann, insbes. durch Übertragung oder Verpfändung. Die Übertragung erfolgt nach den für die Übertragung des Eigentums selbst geltenden Vorschriften (Übereignung), ein gutgläubiger Erwerb ist möglich. - Vgl. auch Raumsicherungsvertrag.

2. Der Verkäufer als auflösend bedingter Eigentümer braucht der Übertragung des Anwartschaftsrechts nicht zuzustimmen. Der Erwerber des Anwartschaftsrechts wird mit Bedingungseintritt unmittelbar Eigentümer der Sache, ohne daß das Eigentum erst in der Person des Vorbehaltskäufers entstünde und dann erst auf ihn überginge. Es findet also kein Durchgangserwerb statt, so daß z.B. Pfändungen des Anwartschaftsrechts, die nach seiner Übertragung ausgebracht wurden, bei Bedingungseintritt dem Erwerber gegenüber unwirksam sind. Das Anwartschaftsrecht ist pfändbar und muß bei Ableistung der eidesstattlichen Versicherung angegeben werden.

Zu Bestitzkonstitut:

Besitzverschaffung bei Übereignung beweglicher Sachen (§ 930 BGB), die die nach § 929 BGB zur Eigentumsübertragung erforderliche Übergabe der Sache durch eine Vereinbarung zwischen dem bisherigen Eigentümer und dem Erwerber ersetzt, nach der der Erwerber den mittelbaren Besitz an der Sache erlangt in Form eines konkreten Rechtsverhältnisses, z.B. Miete, Leihe, Verwahrung. - Besitzkonstitut von Bedeutung bei der Sicherungsübereignung, z.B. zur Kreditgewährung. Der Gläubiger wird Eigentümer und zugleich mittelbarer Besitzer, wohingegen der Schuldner im (unmittelbaren) Besitz der Sache bleibt. - Dagegen ist der Eigentumsvorbehalt auch ohne Besitzkonstitut voll wirksam.

verlängerter Eigenumsvorbehalt (§ 185 BGB; 398 BGB)

§ 185 BGB bei Fall 3: Ermächtigung durch H an KG den Tisch zu verkaufen

§ 398 BGB Kaufpreisanspruch, den die KG gegen K hat, tritt die KG an H ab

Begriff:

Besondere Abrede beim Kaufvertrag. Der einfache Eigentumsvorbehalt bietet dem Verkäufer keine hinreichende Sicherheit, wenn die Ware zur Weiterveräußerung oder Verarbeitung geliefert wird, weil das Eigentum des Verkäufers durch gutgläubigen Erwerb eines Dritten oder Verarbeitung untergeht. Dagegen Schutz durch die Vereinbarung des verlängerten Eigentumsvorbehaltes

Formen:

a) vorweggenommene Übereignung der durch die Verarbeitung entstandenen neuen Sache

b) Abtretung (Forderungsabtretung) der durch die Weiterveräußerung erlangten Forderungen.

Beide Abmachungen können allein und nebeneinander getroffen werden.

Begründung des verlängerten Eigentumsvorbehaltes nur durch Vertrag, nicht durch einseitige Erklärungen (z.B. durch Allgemeine Geschäftsbedingungen).

Zur Gültigkeit bedarf die vorweggenommene Übereignung der Vereinbarung eines Besitzkonstituts; abgetretene Forderungen müssen hinreichend bestimmt oder bestimmbar sein. - Gegen die Vereinbarung des verlängerten Eigentumsvorbehaltes, die dem Käufer oft die Verfügungsberechtigung hinsichtlich seines Warenlagers entzieht, wenden sich insbes. die Kreditinstitute. - Anders: erweiterter Eigentumsvorbehalt.

Erweiterter Eigenumsvorbehalt

Zur Sicherung anderer Forderungen als der Forderung aus dem Vorbehaltsverkauf dienender Eigentumsvorbehalt, insbes. der Kontokorrent- und der Konzernvorbehalt (Eigentumsvorbehalt bis zur Tilgung aller Forderungen aus dem Kontokorrent bzw. aller Ansprüche der Konzernfirmen).

Sicherungsübereignung (§ 929, 930 BGB; § 158 BGB Rückübereignung; Verwahrungsvertrag)

Begriff:

Gesetzlich nicht geregelter, aber in der Praxis entwickelter und in der Rechtsprechung anerkannter Vertrag, durch den der Schuldner dem Gläubiger zur Sicherung einer Schuld das Eigentum an einer beweglichen Sache oder an einer Sachgesamtheit (z.B. Warenlager) mittels Besitzkonstituts überträgt mit der Verpflichtung zur Rückübertragung, sobald die Schuld getilgt ist, oder mit der Vereinbarung, daß das Eigentum nach Erfüllung der Schuld von selbst an den Schuldner zurückfällt. Die Sicherungsübereignung ist ein treuhänderisches Rechtsverhältnis (Treuhandschaft); der Treuhänder, in diesem Fall der Gläubiger, hat Dritten gegenüber die volle Rechtsstellung des Eigentümers, darf jedoch von dieser im Innenverhältnis zum Schuldner nur im Rahmen der getroffenen Vereinbarungen Gebrauch machen.

Bedeutung:
Die Sicherungsübereignung hat weitgehend das Pfandrecht verdrängt, da sie im Gegensatz zu diesem eine tatsächliche Übergabe der Ware nicht voraussetzt. Sie ist jedoch nur wirksam, wenn ein Besitzkonstitut vereinbart ist. Die Sicherungsübereignung einer Sachgesamtheit, insbes. eines Warenlagers, ist auch in der Weise möglich, daß dem Schuldner die Veräußerung einzelner Waren im Wege eines normalen Geschäftsverkehrs gestattet wird, andererseits jedoch auch die Waren, die erst in Zukunft Bestandteil des Warenlagers werden, von der Sicherungsübereignung erfaßt werden; vgl. Raumsicherungsvertrag. Die Sicherungsübereignung größerer Sachgesamtheiten kann nichtig sein, wenn sie den Schuldner unangemessen in seiner wirtschaftlichen Freiheit beschränkt oder andere Gläubiger über die Kreditwürdigkeit des Schuldners täuscht (Knebelungsvertrag, Kredittäuschungsvertrag).

Rechtsfolgen:
Vollstreckt ein Gläubiger des Sicherungsgebers in die zur Sicherung übereignete Sache, so kann der Sicherungsnehmer nach bisher herrschender Rechtsprechung mit der Drittwiderspruchsklage Freigabe verlangen (§ 771 ZPO); ebenso kann der Sicherungsgeber der Vollstreckung durch Gläubiger des Sicherungsnehmers nicht widersprechen, solange die gesicherte Forderung besteht (strittig). Im Konkurs kann der Sicherungsnehmer aber nicht Aussonderung, sondern nur Absonderung verlangen. - Vgl. auch eigennützige Treuhandverhältnisse, Verfügungsrechte 1b).

Zession (Forderungsabtretung)

Zession, Übertragung einer Forderung von dem bisherigen Gläubiger (Zedenten) auf einen neuen Gläubiger (Zessionar). - Rechtsgrundlage: §§ 398 ff. BGB.

Zulässigkeit:
Grundsätzlich sind alle Forderungen abtretbar, auch bedingte, betagte und zukünftige, sofern sie genügend bestimmbar sind.

Nicht abtretbar sind Forderungen: (1) wenn die Forderungsabtretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeschlossen ist (häufig z.B. bei Ansprüchen aus Versicherungsverträgen), (2) wenn die Forderungsabtretung nicht ohne Veränderung des Inhalts der Forderung erfolgen kann (z.B. bei Ansprüchen auf Dienstleistungen), (3) wenn die Forderungsabtretung unpfändbar ist (Unpfändbarkeit), (4) wenn die F. gesetzlich verboten ist.

Form:
Die Forderungsabtretung erfordert einen Vertrag zwischen dem Zedenten und dem Zessionar. Mitwirkung des Schuldners nicht erforderlich, auch nicht Anzeige der Forderungsabtretung an ihn. Der Forderungsabtretungs-Vertrag bedarf keiner Form, auch dann nicht, wenn zur Begründung der abgetretenen Forderung Wahrung einer bestimmten Form erforderlich gewesen wäre. - Sondervorschriften für die Abtretung hypothekarisch gesicherter Forderungen (§§ 1154-1159 BGB, Hypothek III 2).

Die Abtretung von Forderungen, die in Wertpapieren verbrieft sind, z.B. Wechsel- oder Scheckforderungen, ist zwar zulässig und auch bei Rektapapieren die einzig mögliche Übertragungsform, aber sonst nicht üblich. Weil der Erwerber die Forderung nur geltend machen kann, wenn er im Besitz der Urkunde ist, verlangt die herrschende Meinung zur Wirksamkeit der F. auch Übergabe des Wertpapiers an den Erwerber.

Wirkung:
Die abgetretene Forderung geht mit allen Sicherungs- und Vorzugsrechten, z.B. Pfandrechten, Bürgschaften, Hypotheken und Schiffshypotheken, auf den neuen Gläubiger über (§ 401 BGB). Dem Schuldner stehen auch gegenüber dem Zessionar ohne Rücksicht auf dessen Kenntnis alle Einwendungen zu, die er dem Zedenten gegenüber hatte (§ 404 BGB); er kann sich aber nicht darauf berufen, daß er die Forderung nur zum Schein eingegangen sei, wenn er eine Urkunde über die Schuld ausgestellt und der Zedent diese Urkunde bei der Abtretung vorgelegt hat (§ 405 BGB). Einen gutgläubigen Erwerb von Forderungsrechten gibt es nicht, abgesehen von den Sonderfällen des Wertpapierrechts. - Bei zulässiger Abtretung der Lebensversicherung tritt der Zessionar in alle Rechte des Versicherungsnehmers ein; letzterer bleibt Prämienzahler und muß wegen der Inhaberklausel den Versicherungsschein dem Zessionar aushändigen.

Mehrfache Forderungsabtretung:

Tritt ein Gläubiger eine Forderung mehrfach ab, so ist nur die erste Abtretung wirksam. Ist dem Schuldner jedoch nur die zweite Abtretung angezeigt, so wird der Schuldner auch dann von seiner Leistungspflicht befreit, wenn er an denjenigen leistet, dem die Forderung zum zweiten Mal abgetreten ist (§ 408 BGB); der übergangene Zessionar muß sich an den Zedenten halten.

Schutzbestimmungen für den Schuldner:

Der Schuldner kann mit einer Forderung, die ihm gegen den Zedenten zustand, auch gegenüber dem Zessionar aufrechnen (§ 406 BGB), es sei denn, der Schuldner hat die Gegenforderung erworben, nachdem er von der F. Kenntnis hatte, oder die Gegenforderung ist später als die abgetretene Forderung und erst nach Kenntnis des Schuldners von der F. fällig geworden.

Leistet der Schuldner in Unkenntnis der Forderungsabtretung an den alten Gläubiger, so ist dies auch gegenüber dem neuen Gläubiger wirksam (§ 407 BGB).

Zeigt der Gläubiger dem Schuldner die Abtretung der Forderung an, muß er dem Schuldner gegenüber die Forderungsabtretung auch dann gegen sich gelten lassen, wenn sie nicht oder nicht wirksam erfolgt ist (§ 409 BGB).

Der Schuldner kann von dem neuen Gläubiger Nachweis über die erfolgte Forderungsabtretung durch Aushändigung einer vom bisherigen Gläubiger ausgestellten Urkunde verlangen. Solange dies nicht geschieht, ist (1) der Schuldner zur Verweigerung der Leistung berechtigt, (2) eine Kündigung oder Mahnung des neuen Gläubigers unwirksam, wenn der Schuldner sie aus diesem Grund unverzüglich zurückweist (§ 410 BGB). Vorlegung einer Urkunde ist jedoch nicht notwendig, wenn der alte Gläubiger dem Schuldner die Abtretung angezeigt hat.

Pflichten des Zedenten gegenüber dem Zessionar:

1. Der Zedent hat dem Zessionar auf Verlangen eine öffentlich beglaubigte Urkunde (öffentliche Beglaubigung) über die F. auszustellen. Die Kosten hat der Zessionar zu tragen und vorzulegen (§ 403 BGB).

2. Der Zedent muß dem Zessionar die zur Geltendmachung der Forderung nötige Auskunft erteilen und die zum Beweis der Forderung dienenden, in seinem Besitz befindlichen Urkunden aushändigen (§ 402 BGB).

Lohnabtretung:

Die Abtretung von Lohnansprüchen ist nur insoweit möglich, als der Anspruch des Arbeitnehmers gegen den Arbeitgeber einer Lohnpfändung unterliegt (§ 400 BGB). In demselben Umfang kann der Lohnanspruch auch nur verpfändet werden (§ 1274 II BGB). - Steuerliche Behandlung: Auch bei unentgeltlicher und entgeltlicher Forderungsabtretung besteht Steuerpflicht des Arbeitnehmers mit vollem Arbeitslohn.

Abtretung von Ansprüchen aus einem Versicherungsvertrag:

In bestimmten Versicherungszweigen vor ihrer endgültigen Feststellung ohne ausdrückliche Genehmigung des Versicherers nicht gestattet. Die Versicherungsbedingungen sind jeweils zu prüfen. - Sonderregelung für die Forderungsabtretung bei der Lebensversicherung: Der Zessionar tritt in alle Rechte des Versicherungsnehmers ein. Liegt eine unwiderrufliche Bezugsberechtigung (Begünstigung) vor, dann ist eine Forderungsabtretung nur mit Zustimmung des unwiderruflich Bezugsberechtigten möglich. Der Versicherungsnehmer bleibt Prämienzahler. Wegen der Inhaberklausel im Versicherungsschein muß er diesen an den Zessionar geben. Mit der Forderungsabtretung erwirbt der Zessionar nach herrschender Meinung auch Gestaltungsrechte, z.B. das Recht zur Umwandlung der Versicherung.
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